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Ungleichbehandlung von in einer Lebenspartnerschaft lebenden Beamten im 
Landesdienst beseitigen

Sehr geehrte Damen und Herren,

die DPolG SH bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme.

Dieses  Thema  war  auch  Bestandteil  eines  Antrages  auf  dem  letzten 
Landesdelegiertentag.
Der  Antrag wurde mit  großer  Mehrheit  angenommen.  Das bedeutet,  dass dieses 
Thema nicht  nur  eine  Randgruppe  interessiert,  sondern  auch  die  Akzeptanz  der 
Gesellschaft findet.

Die Gleichstellung und Verbot der Diskriminierung jeglicher Art ist seit Jahren von 
allen Landesregierungen nach vorn getragen und mit Argusaugen bewacht worden.
Wir PolizistenInnen wissen ein Lied davon zu singen.

Dr.  Heiner  Garg  von  der  FDP  hat  alles  ausführlich  dargestellt  (FDP-
Presseinformation  Nr.  081/2008  vom  29.02.2008).  Da  gibt  es  kaum  etwas 
hinzuzufügen, bzw. es muss an dieser Stelle nicht alles wiederholt werden.

Nun  zeichnet  es  wieder  einmal  mehr  diese  Landesregierung  aus,  dass  sie 
großspurig  Regelungen  in  die  Welt  setzen,  wie  in  diesem  Fall  das  Gesetz  zur 
Anpassung des Landesrechts an das Lebenspartnerschaftsgesetz vom 03.01.2005 
(GVBl. 2005, 21), bei den Kosten aber auf halber Strecke stehen bleibt.  Nur das 
kann  der  Grund  sein,  warum  man  nicht  den  Familienzuschlag  und  die 
Hinterbliebenenversorgung inzwischen mit geregelt hat.
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Dieses wäre  nach der Förderalismusreform nach Auffassung der DPolG zwingend 
gewesen, weil ansonsten gegen EU- Recht verstoßen wird.

Da man jetzt gespannt auf ein Urteil des Europäischen Gerichtshofes wartet, zeigt 
nur zu deutlich, dass sich auch diese Landesregierung inzwischen ihre Politik durch 
Gerichtshöfe gestalten lässt.

Hier  zeigt  sich  auch einmal  mehr,  dass  der  Brocken „Förderalismusreform“  noch 
nicht  verdaut  wurde,  bzw.  die   erforderlichen Einrichtungen,  diese zu bewältigen, 
noch nicht geschaffen wurden – aber auch das kostet!

Mit freundlichen Grüßen

Ernst Meißner
(Landesvorsitzender)
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